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Abnehmende Kooperation in der Umweltpolitik
trotz zunehmender wirtschaftlicher Integration
Das kanadisch-amerikanische Verhältnis im Umweltbereich

Summary

Over the last decades, Canada and Switzerland, countries
with "small" economies, when compared with their neigh-
bours, have experienced increasing economic Integration
with their main trading partners, the United States and the Eu¬

ropean Community (EC) respectively. Using a political-eco-
nomic approach, this article analyzes the effects of growmg
Integration for management of transboundary, environmen¬
tal problems in North America. As well, in view of the Cana¬
dian experience, possible implications for Switzerland in its

future relationship to the EC are addressed.
Inthepast.theCanadian-Americandebateovertransbound-
ary environmental problems hascentered around questions
of territory. Despite increasing economic Integration, the

dominant reaction to ecological interdependence has been
reliance on national policies. In accordance with the Ameri¬
can, economic leadership in the continental System, the kind
of political response to transboundary, environmental Prob¬
lems is mainly dictated by the importance of the problem in

the United States. The Great Lakes are an area of mutual con¬
cern and, therefore, an example for limited, environmental Co¬

operation and theadoption of an environmental^ advanced
Position. In the U. S., the political response to acid rain was re-
active and delayed, since only certain regions were con¬
cemed. Despite Canadian domestic and international efforts
during the 1980s, until recently no significant progress has

been made in developing effective measures to abate air

emissions.
The conclusion of the Canada-U. S. Free Trade Agreement
(FTA) in 1988 did not change the very nature ofthe mutual en¬
vironmental relationship. However, in the corollary to the FTA

serious threats to the environment can be identified. Lib-
eralized trade and restrained State Intervention foster the ac-
celerated exploitation of Canada's natural resources and fur¬

ther the harmonization of environmental Standards between
the two countries.
In view ofthe Canadian experience, the article concludes that
for Switzerland an economic agreement with the EC without
parallel environmental commitments could have significant,
negative consequences.

1. Einleitung

Gegenwärtig sind die meisten westeuropäischen und

nordamerikanischen Staaten von Bestrebungen zu weite¬

rer wirtschaftlicher Integration erfaßt. In Nordamerika be¬

steht seit 1989 eine Freihandelszone zwischen Kanada
und den Vereinigten Staaten. In der Europäischen Ge¬

meinschaft (EG) soll bis 1993 ein Binnenmarkt mit frei¬

em Güter-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver¬
kehr verwirklicht werden.

Die nordamerikanische Freihandelszone wie auch der

gemeinsame europäische Markt stellen Deregulierungs¬
maßnahmen dar, mit denen, unter dem Primat des Mark¬

tes, die traditionelle Wachstumspolitik fortgesetzt wer¬

den soll. Gleichzeitig sind diese Verträge politische Re¬

aktionen auf die zunehmende Globalisierung der Märk¬
te. Im Moment noch kaum abzuschätzen sind die ökolo¬

gischen Auswirkungen dieser Integrationsschritte. Für

Europa wird als Folge weiteren Wachstumes und zuneh¬

mender wirtschaftlicher Integration auch in Zukunft ein

Ansteigen der Umweltbelastung erwartet (vgl. die Resul¬

tate des EG-Task-Force-Berichtes «EG 1992 - die Um¬

weltdimension», zitiert in die weltwoche 15.11.1990).

Nicht überraschend deshalb, daß die Umweltfolgen eines

gemeinsamen, europäischen Marktes für die Schweiz in

den Überlegungen zum weiteren Verhältnis zu der EG ei¬

nen wesentlichen Unsicherheitsfaktor darstellen.

In ihren Integrationsprozessen weisen Kanada und die

Schweiz in vielen Bereichen eine gleiche Ausgangslage
auf. Beide Länder haben einen bedeutenden Exportsek¬
tor und sind durch eine starke Partnerkonzentration im

Außenhandelgekennzeichnet. 1987 sind 77% der kanadi¬
schen Ausfuhren in die Vereinigten Staaten gegangen,
während 69% der Importe aus dem südlichen Nachbar¬
land stammten (statistics canada 1989). Die Schweiz

hat 1988 56% ihrer Ausfuhren in Länder der EG geliefert.
Im gleichen Jahr bezog die Schweiz 71,3% der Einfuhren
aus der Europäischen Gemeinschaft (Bundesamt für
Statistik 1990). Im weiteren sind die Vereinigten Staaten

und die EG, die Integrationspartner Kanadas bzw. der

Schweiz, weltwirtschaftliche Großmächte.
Im vorliegenden Artikel werden die kanadisch-amerika¬
nischen Reaktionsmuster auf grenzüberschreitende Um¬

weltverschmutzung und die ersten Folgen des nordame¬
rikanischen Freihandelsregimes für die kanadische Um¬
welt analysiert. Dabei steht die Frage im Zentrum, ob die

zunehmende wirtschaftliche Verflechtung zu einer ver¬

stärkten kanadisch-amerikanischen Zusammenarbeit in

der Umweltpolitik und damit zu einem wirksameren
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Umweltschutz geführt hat. .Als Fallstudien dienen die

Umweltzusammenarbeit an den Großen Seen und die

Debatte um den sauren Regen, die das kanadisch-ameri¬
kanische Verhältnis im Umweltbereich seit langem be¬

herrschen. Freihandel ist ein relativ neues Phänomen,
nicht aber enge wirtschaftliche und politische Verflech¬

tung, wie eine genauere Analyse des kanadisch-amerika¬
nischen Verhältnisses zeigt. Ausgehend von den nord¬
amerikanischen Erfahrungen werden schließlich Risiken
und Möglichkeiten des schweizerisch-europäischen Ver¬

hältnisses im Umweltbereich diskutiert.
Die Auswirkungen wirtschaftlicher Integration auf den

politischen Prozeß im allgemeinen, und auf Umweltpoli¬
tik im besonderen, sind ein relativ neues Forschungsge¬
biet. Solide, theoretische Konzepte zu diesem Thema
sind noch kaum vorhanden (vgl. Williams 1990 und die

Diskussion zur Rolle des Staates in der handelsdominier¬
ten Weltwirtschaft der 90er Jahre in drache/gertler
1991). Der Inhalt dieses Artikels ist primär empirischer
Natur, wobei in der Analyse der Fallstudien das Haupt¬
augenmerk aufder «kanadischen» Position liegt. Auf eine
breite theoretische Diskussion wird verzichtet. Die nach¬

folgenden Ausführungen basieren jedoch auf einem po-
lit-ökonomischen Verständnis, das Umweltpolitik als

Wechselwirkung zwischen ökonomischen Aktivitäten
und politischen Strukturen und Entscheidungsmecha¬
nismen versteht. Während die Vertreter der «neuen» ka¬

nadischen politischen Ökonomie konzeptionell in der

Lage sind, politische und wirtschaftliche Entwicklung im

kontinentalen Maßstab darzustellen (siehe Clement/
Williams' Sammelband aus dem Jahre 1989), ist grenz¬
überschreitende Umweltpolitik bisher weder mit Hilfe
von Modellen der «klassischen» politischen Ökonomie
noch der «neuen» politischen Ökonomie ausreichend er¬

klärt worden. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit in

der Umweltpolitik wird nicht nur die Art des Problems,
sondern auch, in entscheidendem Maße, durch die vor¬
herrschenden, innen- und außenpolitischen Machtkon¬
stellationen bestimmt.

2. Kanada und die Vereinigten Staaten:

ungleiche Nachbarn

Die Bewertung des kanadisch-amerikanischen Verhält¬
nisses reicht, je nach politischem Standpunkt, von «sym-
biotisch» bis zu «Abhängigkeit des <kleinen> Kanada vom
<großen> Nachbarn» (für einen Überblick siehe Williams
1989). AJle Autoren sind sich jedoch einig, daß die Verei¬

nigten Staaten für Kanada politisch und wirtschaftlich
die ausschlaggebende Größe sind. Dies gilt nicht erst seit

dem Inkrafttreten des kanadisch-amerikanischen Frei¬

handelsabkommens. Wegen der starken gegenseitigen
Verflechtung und dem Unterschied bezüglich wirtschaft¬
licher und politischer Macht nimmt Kanada gegenüber
den USA seit langem eine Juniorposition ein.

Im 19. und 20. Jahrhundert entwickelte sich Kanada wirt¬
schaftlich zum Rohstofflieferanten für bereits industriali¬

sierte, europäische und nordamerikanische Zentren (GA-

lois/mabin 1987). Die entscheidende Rolle in diesem

Handelsnetz spielten England und, insbesondere im 20.

Jahrhundert, die Vereinigten Staaten.

Kanadas Industrialisierung seit der zweiten Hälfte des

19. Jahrhunderts folgte einem Importsubstituierungsmo-
dell und basierte auf dem Export von Stapelgütern. Die

Schutzzölle, die Bestandteil dieser Strategie waren, führ¬

ten schon im späten 19. Jahrhundert zur Herausbildung
einer «branch-plant economy». Tochtergesellschaften
amerikanischer Konzerne und ein hoher Anteil auslän¬
discher Direktinvestitionen in Kanada wurden zu prä¬

genden, strukturellen Elementen der kanadischen Wirt¬
schaft (bradford/williams 1989). Parallel dazu entwik-
kelte sich Kanadas ökonomische und politische Elite

zum integralen Bestandteil eines kontinentalen Systems,
das von amerikanischen Interessen dominiert wird.
Diese grundsätzliche Konstellation hat sich während des

20. Jahrhunderts kaum verändert. Das kanadische indu¬
strielle Zentrum - das südliche Ontario und das Gebiet

entlang des St.-Lorenz-Stromes zwischen Lake Ontario
und Montreal (vgl. Abb. 1) - gilt nach wie vor als An¬

hängsel an das (alte) amerikanische industrielle Kernge¬
biet (GALOIS/MABIN 1987).

Während des langen Nachkriegsbooms profitierte Kana¬
da vom erleichterten Zugang zum amerikanischen Markt
und seiner speziellen Beziehung zur damaligen weltwirt¬
schaftlichen Hegemonialmacht (Williams 1990). Erst

zur Zeit der wirtschaftlichen Krisen in den 1970er Jah¬

ren, als die amerikanische Hegemonie zu schwinden be¬

gann, wurde das enge, kanadisch-amerikanische Verhält¬
nis nachhaltig gestört.
Kanadas politische Reaktion auf den amerikanischen
Protektionismus in den 1980er Jahren bestand aus dem

Abschluß eines Freihandelsvertrages mit den USA (cana¬
da. DEPARTMENT OF EXTERNAL AFFAIRS 1987). Das Frei-
handelsabkommen von 1988 erstreckt sich auf den Aus¬

tausch von Gütern und Dienstleistungen und garantiert
Kanada freien Zugang zum amerikanischen Markt.
Durch den Abschluß des Freihandelsabkommens verän¬
derte Kanada aber auch seine industrielle Strategie. Frei¬

handel ist ein politisches Bekenntnis zu einheitlicher, kon¬

tinentaler Regulierung. Wirtschaftspolitik erhält damit
zunehmend postnationalen Charakter, und die multina¬
tionalen Unternehmen, die auf den globalen Märkten ei¬

ne Schlüsselrolle spielen, werden endgültig zu den be¬

stimmenden, politischen Akteuren. Für Kanada führt
dies zu einer Zunahme der Abhängigkeit von externen,
politischen und ökonomischen Kräften im nordamerika¬
nischen, kontinentalen System (drache/gertler 1991).

3. Nordamerikas Große Seen:

beschränkte Zusammenarbeit im Umweltbereich

In den letzten 100 Jahren entwickelte sich das Gebiet der

Großen Seen, an dem acht U. S.-Staaten und die Provinz
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Abb. 2 Das Einzugsgebiet der Großen Seen (COLBORN et al. 1990: 2).

Ontario Anteil haben (siehe Abb. 2), zum industriellen
Zentrum Nordamerikas. Während der unkontrollierten
industriellen Entwicklung hat sich die Qualität der natür¬
lichen Umwelt auf beiden Seiten der kanadisch-amerika¬
nischen Grenze zunehmend verschlechtert (colborn et

al. 1990). Als Folge der schlechten Wasserqualität sind in

diesem Jahrhundert an den Großen Seen beispielsweise
wiederholt Krankheitsepidemien aufgetreten.
Politische Reaktionen aufdie Umwelt- und Gesundheits¬
probleme im Becken der Großen Seen blieben nicht aus.

Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht stellen die Großen
Seen eine «common-pool» Ressource dar, bei der eine

Verschmutzung durch die eine Seite zur Verminderung
des Nutzens für die andere Seite führt. Da Kanadier und

Amerikaner, wenn auch nicht in gleichem Maße, zur Ver¬

schmutzung der Großen Seen beitrugen und auch beide

von der schlechten Wasserqualität betroffen waren, be¬

stand immer eine gemeinsame Besorgnis um den Zustand
dieser wichtigen Ressource. Dazu machte die Nähe der

Emissionsquellen zu der betroffenen Bevölkerung die

Mobilisierung politischer Unterstützung für Umwelt¬
maßnahmen relativ einfach.

3.1 Entwicklung der Great Lakes Water Quality
Agreements

Bis nach dem 2. Weltkrieg beschränkten sich die Maß¬

nahmen gegen die bakterielle Verschmutzung des See¬

wassers, das als Trinkwasser benutzt wurde, aufdie Be¬

handlung mit Chlor. Das erste Great Lakes Water Quality
Agreement zwischen Kanada und den Vereinigten Staa¬

ten, das auf gemeinsame Anstrengungen zur Verbesse¬

rung der Wasserqualität der Großen Seen abzielte, wurde

erst 1972 erreicht (munton 1980). Dies nachdem Lake

Erie als biologisch tot galt und der Cuyahoga River, der

bei Cleveland in den Lake Erie mündet, Ende der 60er

Jahre mehrmals Feuer fing und zum Symbol der Natur¬

zerstörung in Nordamerika wurde (Williams 1990).

Trotz anhaltender öffentlicher Proteste gestaltete sich die

Umweltgesetzgebung als schwieriges Zusammenspiel
zwischen staatlichen Institutionen (erschwert durch den

Umstand, daß drei territoriale Ebenen in zwei National¬
staaten beteiligt waren), wirtschaftlichen Interessen und

öffentlichen Interessengruppen. Der entscheidende
Durchbruch auf dem Weg zum bilateralen Abkommen
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wurde erst erreicht, nachdem Kanada und die Vereinig¬
ten Staaten ihre nationalen Umweltgesetzgebungen an¬

gepaßt bzw. verschärft hatten (munton 1980). Die Great
Lakes Water Quality Agreements sind damit Ausdruck
des aktuellen innen- und außenpolitischen Kompromis¬
ses im Management der Verschmutzung der Großen
Seen (shimizu 1991).

Das Hauptgewicht des Great Lakes Water Agreements
von 1972 lag aufder Verringerung der Phosphalbelastung
der Seen. Dazu wurden, trotz Widerstreben der amerika¬
nischen Seite gegen die finanziellen Aufwendungen,
neue und verbesserte städtische Abwasserreinigungsan¬
lagen installiert (clarkson 1985).

Die in der Folge des ersten Great Lakes Water Quality
Agreements getroffenen Maßnahmen führten zu einer

deutlichen Verbesserung der Wasserqualität. Neue wis¬

senschaftliche Erkenntnisse nach 1972 zeigten aber, daß

die Zufuhr von giftigen Substanzen für die Ökosysteme
an den Großen Seen eine noch größere Gefahr darstell¬
ten als die hohe Phosphatbelastung (munton 1980). Sehr

bald konzentrierten sich daher die Bemühungen auf eine

inhaltliche Erweiterung des Abkommens von 1972.

Das zweite bilaterale Great Lakes Waler Quality Agreement,
das 1978 unterzeichnet und 1987 ergänzt wurde, baut im

wesentlichen aufder Struktur des Abkommens von 1972

auf (colborn et al. 1990). Toxische Gewässer sind ein

zentraler Punkt dieses Vertrages. Als Zielsetzung wird
die weitgehende Eliminierung der Zufuhr giftiger Sub¬

stanzen in die Seen vorgegeben. Zur Erreichung dieses

Zieles wird ein Ökosystemansatz vertreten. Damit wird
der Tatsache Rechnung getragen, daß das Einzugsgebiet
der Großen Seen ein einziges Ökosystem darstellt und

ein bedeutender Teil der Verschmutzung des Wassers ih¬

ren Ursprung auf dem Land oder in der Luft hat.

3.2 Umsetzung der Great Lakes Water Quality
Agreements

Die Verantwortlichkeit für die regionale Umsetzung der

Programme, die Bestandteil der beiden Abkommen sind,

liegt bei den Bundesregierungen Kanadasund der Verei¬

nigten Staaten. Der International Joint Commission, ei¬

nem bilateralen Gremium, das im ersten formellen Über¬

einkommen zur Behandlung von Grenzgewässern zwi¬
schen Kanada und den Vereinigten Staaten 1909 gebildet
wurde, wurden nur Aufgaben in den Bereichen Untersu¬

chung und Überwachung übertragen (colborn et al.

1990). Aus strategischen Gründen war keine der beiden

Regierungen bereit, einer supranationalen Institution
nationale Kompetenzen im Umweltbereich zu übertra¬

gen. Unterschiede zwischen dem amerikanischen und

dem kanadischen Regierungssystem - insbesondere die

unterschiedliche Aufgabenverteilung zwischen Bundes¬

regierung und Einzelstaaten bzw. Provinzen - bildeten
weitere Hindernisse.
Eine der Konsequenzen der Ratifizierung der bilateralen
Abkommen war eine verstärkte Zusammenarbeit der Re¬

gierungen der Staaten und Provinzen im Gebiet der Gro¬

ßen Seen (donahue 1987). In den 1980er Jahren wurden

zwischen den acht betroffenen U. S.-Staaten und der Pro¬

vinz Ontario verschiedene Abkommen abgeschloßen,
die auf ein größeres Maß an Übereinstimmung zwischen
den verschiedenen Gerichtsbarkeiten und eine verbes¬

serte Koordination der Maßnahmen abzielten.
Im Gebiet der Großen Seen liegt das Hauptgewicht heute

eindeutig aufder Umweltsanierung. Noch steckt aber die

Umsetzung des Abkommens von 1978 in der Anfangs¬
phase (shimizu 1991). Mit dem Ökosystemansatz liegt

zwar ein fortschrittliches Arbeitskonzept vor, das sogar
in den Text des bilateralen Übereinkommens aufgenom¬
men wurde. Die eigentliche kritische Größe bilden aber

die riesigen finanziellen Aufwendungen, die mit der Um¬

setzung der Maßnahmen verbunden sind. Trotz gewalti¬

ger Anstrengungen privater Umweltorganisationen ha¬

ben die Budgetkürzungen amerikanischer und kanadi¬
scher Regierungen während des letzten Jahrzehnts die

Grenzen des Machbaren deutlich gezeigt.

4. Saurer Regen: Konfliktpunkt zwischen «Verursacher»
und «Opfer» grenzüberschreitender Luftverschmutzung

Zu Beginn der 70er Jahre zeigten Forschungsergebnisse
aus dem östlichen Teil Kanadas, daß rund die Hälfte des

Schwefels im kanadischen sauren Regen aus den USA

stammen. Wegen der über dem Kontinent gesamthaft
vorherrschenden südwestlichen Winde und der größe¬
ren Emissionen in den Vereinigten Staaten ist der Trans¬

port von Luftschadstoffen von den USA nach Kanada
rund drei- bis viermal größer als der Transport in die ent¬

gegengesetzte Richtung (keith/dillon 1990). Ange¬
sichts der Natur des Problems und des Ungleichgewich¬
tes zwischen «Verursacher» und «Opfer» hat die Debatte
über Maßnahmen zur Eindämmung des sauren Regens
die kanadisch-amerikanische Beziehung während Jah¬

ren nachhaltig gestört.
Die kanadische und die amerikanische Wahrnehmung
des Problems waren immer sehr verschieden (schmandt/
clarkson/roderick 1990). In den Vereinigten Staaten

war die Betroffenheit regional sehr unterschiedlich, im

allgemeinen aber gering. Dazu hatten in den 80er Jahren

unter der Reagan-Administration wirtschaftliche Überle¬

gungen und das Deregulierungsprogramm höhere Prio¬
rität als die Erarbeitung verbesserter Luftqualität. In Ka¬
nada und insbesondere in den östlichen Provinzen wur¬
de der saure Regen dagegen als ernsthafte nationale Be¬

drohung aufgefaßt. Daraus resultierte ein beträchtlicher,
öffentlicher Druck für nationale und internationale Maß¬
nahmen zur Reduktion der Luftschadstoffe (regens/
rycroft 1988).

4.1 Suche nach einem bilateralen Abkommen

Nachdem die kanadisch-amerikanischen Verhandlun¬
gen zum Thema «saurer Regen» 1978 aufgenommen wor-
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den waren, wurden schnell erste Fortschritte erzielt. 1980

unterzeichneten die beiden Länder ein Memorandum of

Intent betreffend grenzüberschreitender Luftverschmut¬

zung, das als Vorläufer zu einem bilateralen Abkommen
gedacht war (keith/dillon 1990).
Bald stellten sich aber erste Rückschläge ein. Als die Erd¬

ölpreise Ende der 70er Jahre Höchststände erreichten,
begann die Regierung Präsident Carters die Umwand¬
lung ölbetriebener Kraftwerke zu Kohlekraftwerken
ernsthaft in Erwägung zu ziehen (clarkson 1985). Die

Atmosphäre verschlechterte sich noch weiter, als die Ad¬

ministration Präsident Reagans ihren Deregulierungsfeld¬

zug begann. 1982 kündigte der kanadische Umweltmini¬
ster die Bereitschaft seines Landes zur Reduktion der

Schwefeldioxidemissionen um 50% östlich der Grenze

zwischen den Provinzen Manitoba und Saskatchewan
an. Dies unter der Bedingung einer ähnlichen Verpflich¬
tung der Vereinigten Staaten. Unter dem Vorwand noch

bestehender Wissenslücken lehnten die Amerikaner den

kanadischen Vorschlag ab. Dieser Mißerfolg veranlaßte
Kanada, die offiziellen Verhandlungen abzubrechen
(KEITH/DILLON 1990).

Die nächsten paar Jahre waren durch einen Stillstand ge¬
kennzeichnet (schmandt/clarkson/roderick 1990).
Trotz Wiederaufnahme der Gespräche 1986 waren die

beiden Parteien aber immer noch weit entfernt vom Ab¬
schluß eines verbindlichen, bilateralen Abkommens.
Zusammenfassend zeigt der Ablauf der Verhandlungen
die begrenzte Wirkung grenzüberschreitender Aktionen.
Innenpolitische Erwägungen hatten für die Vereinigten
Staaten zu jedem Zeitpunkt Priorität gegenüber den Ver¬

handlungen mit Kanada. Ein bilaterales Abkommen be¬

treffend Maßnahmen gegen den sauren Regen war erst
1991 möglich, nachdem die entsprechenden kanadi¬
schen und amerikanischen Gesetze verabschiedet waren.

4.2 Kanadas Maßnahmen gegen den sauren Regen

1980 waren Kanadas Grenzwerte für Luftschadstoffe we¬

niger streng als diejenigen in den Vereinigten Staaten

(schmandt/clarkson/roderick 1990). Kanadas Be¬

mühungen um internationale Übereinkommen im

Kampf gegen den sauren Regen machten eine Verschär¬

fung der einheimischen Grenzwerte aber dringend notwen¬
dig. Dieses Unterfangen wurde insofern erleichtert, als

die öffentliche Meinung in Kanada gegenüber jeglichen
wirtschaftlichen Überlegungen gegen strengere Emis¬
sionswerte klar überwog.
In Kanadas Programm zur Verminderung des sauren Re¬

gens bilden die 1984er Ankündigungen einer fünfzigpro-
zentigen Verringerung der Schwefeldioxidemissionen
östlich der Manitoba-Saskatchewan Grenze bis 1994 den

Hauptposten (keith/dillon 1990). In der Folge dieser

Ankündigungen erließen die drei Provinzen Quebec,
Ontario und Manitoba Verordnungen zur Kontrolle der

größten Verursacher von Schwefeldioxid innerhalb ihres
Gebietes. Zusätzlich haben sich die Bundesregierung,
die Regierung der angesprochenen sieben Provinzen und

die betroffenen Industrien geeinigt, die im Zuge dieser
Reduktionen anfallenden Kosten zu teilen.

4.3 Reaktive und verzögerte U. S.-Gesetzgebung

gegen den sauren Regen

Die ersten gesetzgeberischen Initiativen gegen den sau¬

ren Regen in den Vereinigten Staaten wurden im Zusam¬

menhang mit den beginnenden, kanadisch-amerika¬
nischen Gesprächen Ende der 70er Jahre entwickelt (re-
gens/rycroft 1990.) Diese gesetzgeberische Orientie¬

rung wechselte allerdings grundsätzlich, als die Regie¬

rung Präsident Reagans 1981 die Macht übernahm.
In den ersten zwei Regierungsjahren versuchte die neue

Administration in erster Linie, die Umweltgesetzgebung
zu schwächen (wetstone 1991). Dieses Unterfangen ge¬

noß die Unterstützung der Industrie und anderer Interes¬

sengruppen, die strenge Umweltvorschriften bekämpf¬
ten.

Zwischen 1983 und 1988 war die Debatte um die Luft¬

reinhaltung durch ein politisches Patt zwischen den ver¬

schiedenen Interessengruppen gekennzeichnet (wetsto¬
ne 1991). Während die Befürworter verschärfter Grenz¬
werte vom zunehmenden öffentlichen Interesse profitier¬
ten, argumentierten die Industrien mit einer Verminde¬

rung der amerikanischen Wettbewerbsfähigkeit in Folge

teurer Luftreinhaltemaßnahmen (regens/rycroft
1988).

Die amerikanische Lobby für Kontrollmaßnahmen wur¬
de unterstützt durch kanadische Interessengruppen und

die kanadische Regierung, die als Teil des internationalen
Druckes aufdie USA wirkten (schmandt/clarkson/ro¬
derick 1990). Nach 1984, als die konservative Regierung
Mulroneys die Macht übernahm, schränkte die kanadi¬
sche Regierung ihre Interventionen im amerikanischen
EntScheidungsprozeß allerdings auf ein Minimum ein.

Trotzdem benützten kanadische Interessengruppen im¬

mer wieder die Interventionsmöglichkeiten, die ihnen
das amerikanische System gewährte. So unterhielten ka¬

nadische UmWeltorganisationen in Washington eigene

Lobbies, die versuchten, den stark fragmentierten ameri¬
kanischen EntScheidungsprozeß zu beeinflussen

(schmandt/clarkson/roderick 1990).
Eine Änderung des umweltpolitischen Kurses trat erst

nach der Amtsübernahme von Präsident Bush 1989 ein.

Als Reaktion aufdie umweltfreundliche, öffentliche Stim¬

mung übernahm das Weiße Haus die Führung in der

Luftreinhaltegesetzgebung, worauf die Verschärfung des

Clean Air Act innert zweier Jahre zustande kam (wet¬
stone 1991).

Bezüglich der Maßnahmen gegen den sauren Regen

stellt der neue, amerikanische Clean Air Act ein griffiges
und fortschrittliches Programm dar (wetstone 1991).

Nach der Umsetzung dieses Gesetzes in die Praxis wer¬
den die Vereinigten Staaten in Nordamerika wiederum
eine Vorreiterrolle im Umweltschutz übernehmen. Ange¬
sichts der Dynamik des amerikanischen Ansatzes wird
Kanada wohl bald einen ähnlichen Weg einschlagen. In

der Luftreinhaltegesetzgebung wird dieses Nachziehen
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nicht unbedingt zu Kanadas Nachteil sein. Alles in allem
wird es aber nur ein Element in der Harmonisierung der

Umweltgesetzgebung zwischen Kanada und den Verei¬

nigten Staaten sein.

5. Umweltschutz unter Freihandelsbedingungen

Der Abschluß des kanadisch-amerikanischen Freihan¬
delsabkommens hat die grundsätzliche Natur des gegen¬
seitigen Verhältnisses im Umweltbereich nicht verän¬
dert. Nach wie vor besteht eine weitreichende ökologi¬
sche Interdependenz zwischen den beiden Ländern.
Nach wie vor sind beide Länder aber auch Teil des res¬

sourcenverzehrenden, kontinentalen, industriellen Sy¬

stems.

Bezüglich Umweltschutz sind in den letzten Jahren zwei

gegensätzliche Trends festzustellen. Einerseits haben li-
beralisierter Handel und eingeschränkte Möglichkeiten
zu Staatsinterventionen zu verminderter kanadischer Ein-

flußmöglichkeit in der Regulierung der einheimischen
Rohstoffnutzung geführt (phillips 1991). Im weiteren

tragen die Auswirkungen des neuen Handelsregimes zur

umweltpolitischen Harmonisierung zwischen Kanada und

den Vereinigten Staaten bei. Andererseits nimmt im Zu¬

ge der gegenwärtigen, ökologischen Bewegung in Nord¬
amerika der öffentliche Druck für Umweltmaßnahmen
noch zu. Im Gegensatz zu den Umweltbewegungen der

60er und 70er Jahre erfaßt die Bewegung der 80er Jahre

mittels umweltfreundlicher Konsumgüter und Recy¬

clingprogrammen praktisch alle gesellschaftlichen Be¬

reiche.

hängigkeit von der Ausbeutung natürlicher Ressour¬

cen und den USA (shrybman 1991).

2) Unter Freihandel genießen Handelsziele gegenüber
Umweltanliegen den Vorrang. Gefahr droht in erster
Linie Programmen, die zugleich umweltfreundlich
und wirtschaftsfördernd sind. Bereits sind erste Fälle

bekannt, in denen unter den Bestimmungen des Frei¬

handelsabkommens Umweltvorschriften als versteck¬

te Handelshemmnisse eingeklagt wurden (shrybman
1991). So haben die Regierung der Provinz Quebec
und die Quebecer Asbestindustrie kürzlich amerika¬
nische Asbestvorschriften als ungerechtfertigte Han¬

delshindernisse eingeklagt. Kürzlich hat die Provinz
British Columbia freiwillig Wiederaufforstungspro¬
gramme, die von der amerikanischen Holzindustrie
als ungerechtfertigte Subventionen an ihre kanadi¬
sche Konkurrenz angesehen wurden, aufgegeben.

3) Die Harmonisierung von Verordnungen und Grenz¬

werten im Umweltbereich ist nur ein Teil der ökono¬
mischen und politischen Harmonisierung, die mit

dem Freihandelsabkommen angestrebt wird (sewar-
chuk 1988). Aus wirtschaftlichen Gründen findet ei¬

ne Angleichung von Grenzwerten normalerweise auf

dem tiefsten, gemeinsamen Nenner statt. Die Vergrö¬
ßerung des Marktes sowie eine verschärfte Konkur¬
renzsituation bilden für Unternehmen Anreize zur
Reduktion der Produktionskosten, inklusive der Ko¬

sten zur Einhaltung der Umweltvorschriften. Die Ge¬

fahr von Produktionsverlagerungen an einen Stand¬

ort, an dem die Kosten für den Umweltschutz am tief¬

sten sind, war innerhalb der Freihandelszone bisher

nur bedingt vorhanden. Sie wird erst jetzt bei den Ge¬

sprächen zur Ausweitung des Freihandels auf Mexiko
aktuell.

5.1 Auswirkungen des Freihandelsregimes

Grundsätzlich können drei Bereiche unterschieden wer¬
den, in denen Freihandel umweltpolitische Folgen hat:

1) Die bedeutendste Auswirkung, die Freihandel auf Ka¬

nada hatte, war die Förderung bereits bestehender
und die Lancierung neuer Megaprojekte zur Erzeu¬

gung von Energie für den amerikanischen Markt (Te¬

ster 1988). Beispiele dafür sind das Elektrizitäts¬
kraftwerk James Bay II in Quebec sowie die Gasförde¬

rung im Mackenziedelta.

Unter dem Freihandelsregime wird die Ausbeutung
natürlicher Ressourcen den Marktkräften überlassen
und damit eher ein Anreiz für die weitere Entwick¬
lung konventioneller Energieträger als zum Energie¬

sparen gegeben. Diese Praxis steht in krassem Gegen¬
satz zur heute in nordamerikanischen, politischen
Kreisen viel diskutierten, wenn auch wenig nachge-
lebten Idee der nachhaltigen Ressourcennutzung
(phillips 1991). Im weiteren berühren diese Projekte
weite, noch unberührte Landschaften und erhöhen
Kanadas bereits jetzt bedeutende ökonomische Ab-

6. Schlußfolgerungen

Die zunehmende wirtschaftliche Integration zwischen
Kanada und den Vereinigten Staaten hat bisher nicht zu

einer verstärkten Zusammenarbeit im Umweltbereich
geführt. Die Umweltpolitik in Nordamerika zeichnet sich

im Gegenteil durch abnehmende, grenzüberschreitende
Kooperation und ein Vorherrschen regionaler Lösungsan-
sätzeaus. Die Fallbeispiele Große Seen und saurer Regen

zeigen, daß sich die kanadisch-amerikanische Debatte
über grenzüberschreitende, ökologische Probleme in er¬

ster Linie um Fragen der territorialen Integrität dreht.

Die dominierende Reaktion aufdie ökologische Interde¬

pendenz zwischen Kanada und den Vereinigten Staaten

ist Vertrauen aufdie nationale Gesetzgebung. Bisher wa¬

ren weder Kanada noch die Vereinigten Staaten bereit,
nationale Befugnisse im Umweltbereich an eine suprana¬
tionale Institution abzutreten.
Obwohl das Verhältnis der beiden Staaten im Umweltbe¬
reich durch strategische Aspekte und die «nationalen»
Interessen zweier «souveräner» Staaten bestimmt zu sein
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scheint, geben im Umweltschutz doch die USA das Tem¬

po an. Die amerikanische Führungsposition im wirtschaft¬
lichen Bereich überträgt sich aufdie Umweltpolitik. Die

Machbarkeit von griffigen Umweltmaßnahmen gegen
grenzüberschreitende Umweltverschmutzung und das

eingeschlagene Tempo hängen in entscheidendem Maße

von der Wahrnehmung und Bewertung des Problems in

den Vereinigten Staaten ab.

Diese grundsätzliche, machtpolitische Konstellation hat

sich trotz ordnungspolitischer Veränderungen in den

80er Jahren nicht geändert. Die Position der Vereinigten
Staaten im kontinentalen Gefüge wurde durch das kana¬

disch-amerikanische Freihandelsabkommen eher noch

gestärkt. Im Umweltbereich brachte Freihandel mit den

USA für Kanada vor allem Nachteile. Während das Frei¬

handelsabkommen die Möglichkeit zu Staatsinterventio¬
nen in der Wirtschaft einschränkt, fehlt eine entspre¬
chende politische Verpflichtung im Umweltbereich. Frei¬

handel führt zu einer Harmonisierung von Umweltnor¬
men zwischen den beiden Ländern. Obwohl Harmoni¬
sierung nicht unbedingt schlecht sein muß, ist einer der

Nachteile der Angleichung, daß ein hoher Grad der noch
bestehenden kanadischen Souveränität im Umweltbe¬
reich an amerikanische, multinationale Interessen ausge¬
liefert wurde.

wendet werden (der neue U. S. Clean Air Act ist dafür ein

Paradebeispiel), kommt dem Staat im Umweltschutz im¬

mer noch primäre Bedeutung zu. Gute realpolitische
Konzepte sind nach wie vor gefragt.
In den Diskussionen um einen europäischen Wirt¬
schaftsraum dürften die Hoffnungen auf eine Schrittma¬
cherfunktion in der Umweltpolitik, die die ökologisch
fortschrittliche Schweiz gegenüber den Ländern der EG

teilweise zu hegen scheint, angesichts der bestehenden
Größen- und Machtverhältnisse weitgehend unbegrün¬
det sein. Wie das kanadisch-amerikanische Freihandels¬
beispiel zeigt, werden wichtige gesellschafts- und wirt¬
schaftspolitische Entscheidungen nicht unbedingt nach

Kriterien der Umweltverträglichkeit gefällt. Entschei¬
dend sind vielmehr machlpolilische Faktoren.

Dagegen erweist sich eine gemeinsame Betroffenheit wie

im Gebiet der nordamerikanischen Großen Seen als be¬

ste Grundlage für eine gemeinsame Umweltpolitik. Die

grenzüberschreitenden Initiativen im Alpenraum sind

daher zweifellos Schritte in die richtige Richtung. Unab¬

dingbar für den Erfolg solcher Initiativen sind eine ge¬

zielte Informationspolitik und ein gutes «Lobbying», das

Landesgrenzen überschreitet. Denn nur so können alle

Faktoren (inklusive der Öffentlichkeit), die zur Verbesse¬

rung der Umweltpolitik notwendig sind, auch tatsächlich
mobilisiert werden.

6.1 Folgerungen für die Schweiz

Naturgemäß ist die Nutzbarmachung fremder Erfahrun¬
gen mit Problemen verbunden. Im vorliegenden Fall er¬

schweren insbesondere die unterschiedlichen Strukturen
- die Schweiz hat eine hochspezialisierte Dienstlei¬
stungsgesellschaft, während die kanadische Wirtschaft
stark rohstofforientiert ist - die Vergleichbarkeit. Trotz¬
dem lassen sich, unter dem Aspekt der für Kanada und
die Schweiz geltenden engen Verflechtung mit einer welt¬
wirtschaftlichen Großmacht, aus der vorangehenden
Untersuchung Folgerungen ziehen, die auch die europa-
und umweltpolitische Diskussion in der Schweiz berei¬
chern können.
Die nordamerikanischen Erfahrungen zeigen, daß Über¬

einkommen zu wirtschaftlicher Integration, die ohne

Umweltverträglichkeitsprüfung und ohne entsprechen¬
de Verpflichtungen im Umweltbereich abgeschlossen wer¬
den, für die Umwelt signifikant nachteilige Folgen haben

können. Angesichts zunehmender ökologischer Krisen¬
zeichen darf es beispielsweise nicht sein, daß, wie von
Kanada und den USA demonstriert, der Umweltschutz
als eine von wirtschaftspolitischen Maßnahmen getrenn¬
te Fragestellung behandelt wird. Immerhin bestehen in

der EG erste hoffnungsvolle Anzeichen einer gemeinsa¬
men Umweltpolitik (Umweltkapitel in der Einheitlichen
Europäischen Akte, siehe lucas 1990).

Ebenfalls muß die wichtige Rolle der staatlichen Organe
im Umweltbereich betont werden. Trotzdem das wirt¬
schaftsliberale Credo im letzten Jahrzehnt weltweit im¬

mer stärker an Resonanz gewonnen hat und im Umwelt¬
bereich zunehmend marktwirtschaftliche Rezepte ange-
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